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 Antwort
 der Bundesregierung

 auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Sylvia Kotting-Uhl, Hans-Josef Fell,
 Bärbel Höhn, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
 – Drucksache 17/342 –

 Atommülllager Asse – Mittelverwendung des ehemaligen Betreibers

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Am  10.  September  2009  teilte  die  Bundesregierung  in  Antworten  auf  zwei
 Schriftliche  Fragen  mit,  in  welcher  Höhe  im  Zeitraum  1993  bis  2008  Finanz-
 mittel  für  das  Atommülllager  Asse  II  (kurz  Asse)  zur  Verfügung  gestellt  und
 verausgabt  wurden  (vgl.  Bundestagsdrucksache  16/14032,  Antwort  zu  den
 Fragen  84  und  85).  Dabei  wurden  in  den  Jahren  1998  und  2000  die  vom  Zu-
 wendungsgeber  Bundesministerium  für  Bildung  und  Forschung  (BMBF)  für
 die  Asse  zur  Verfügung  gestellten  Mittel  vom  Empfänger  GSF  –  Forschungs-
 zentrum  für  Umwelt  und  Gesundheit  GmbH  (GSF)/Helmholtz  Zentrum
 München  (HZM)  nicht  in  voller  Höhe  verausgabt.  Die  Differenz  beträgt  rund
 1,5 Mio. Euro.

 Ferner  konnten  die  Mittelzuwendung  und  -verausgabung  für  die  Jahre  1990
 bis  1992  mit  Verweis  auf  die  Antwortfrist  überhaupt  nicht  angegeben  werden
 (vgl.  Bundestagsdrucksache  16/14032,  Antwort  zu  den  Fragen  84  und  85).
 Dies  erscheint  insofern  verwunderlich,  als  das  HZM  laut  BMBF  (vgl.  Bundes-
 tagsdrucksache  16/14064,  Antwort  zu  den  Fragen  67  und  68)  bereits  am  um-
 fassenden  Endverwendungsnachweis  für  das  Asse-Projekt  arbeitete,  also  mit
 derartigen  Fragen  befasst  war.  Mit  der  Fertigstellung  des  Endverwendungs-
 nachweises  wird  im  Jahr  2010  gerechnet.  Spätestens  dann  muss  das  BMBF
 einen  verlässlichen  Überblick  über  die  in  den  Jahren  1967  bis  1992  zur  Ver-
 fügung  gestellten  Mittel  haben,  um  überprüfen  zu  können,  ob  der  ehemalige
 Asse-Betreiber sie korrekt verausgabte.

 Angesichts  diverser  Lücken  und  Fehler  in  der  Dokumentation  des  radioakti-
 ven  und  chemotoxischen  Asse-Inventars  (vgl.  Bundestagsdrucksache  17/89)
 stellt  sich  die  Frage,  mit  welcher  Sorgfalt  der  ehemalige  Asse-Betreiber  die
 Mittelverwendung  dokumentierte  und  inwiefern  sich  heute  –  nach  mehreren
 Jahrzehnten  –  eine  korrekte  Mittelverwendung  noch  einwandfrei  belegen
 lässt.
 Die  Antwort  wurde  namens  der  Bundesregierung  mit  Schreiben  des  Bundesministeriums  für  Umwelt,  Naturschutz  und
 Reaktorsicherheit vom 5. Januar 2010 übermittelt.
 Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.
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Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g

 Die  Bundesregierung  kann  den  in  der  Vorbemerkung  zur  Kleinen  Anfrage  for-
 mulierten  Zusammenhang  zwischen  Lücken  und  Fehlern  in  der  Dokumentation
 des  radioaktiven  und  chemotoxischen  Asse-Inventars  (Bundestagsdrucksache
 17/89)  und  der  Dokumentation  der  Mittelverwendung  des  ehemaligen  Asse-Be-
 treibers  nicht  erkennen.  Dies  gilt  grundsätzlich  und  in  dem  in  der  Vorbemerkung
 angesprochenen  Falle  insbesondere,  da  sich  die  in  der  Bundestagsdrucksache
 17/89  erwähnten  Falschdeklaration  auf  Gebinde  in  der  Landessammelstelle
 Geesthacht  beziehen  und  damit  auf  einen  Ablieferer  an  diese  Sammelstelle  zu-
 rückgehen.

 Vor diesem Hintergrund werden die Fragen wie folgt beantwortet:

 1.  Wie  hoch  waren  die  jährlichen  Zuwendungen  des  BMBF  an  den  ehemali-
 gen  Asse-Betreiber  GSF  zwischen  den  Jahren  1967  und  1992  mit  Zweck-
 bindung Schachtanlage Asse II (bitte jährliche Ausweisung)?

 Die  Finanzdaten,  die  das  Asse-Projekt  vor  1993  betreffen,  sind  nicht  elektro-
 nisch  erfasst  (vgl.  auch  Antwort  zu  Frage  84  auf  Bundestagsdrucksache
 16/14032).  Entsprechende  Akten  befinden  sich  im  Zwischen-  bzw.  Bundes-
 archiv;  sie  wurden  bereits  angefordert.  Für  Akten  des  Bundesministeriums  für
 Bildung  und  Forschung  (BMBF)  –  vorher  Bundesministerium  für  Forschung
 und  Technik  (BMFT)  –  gilt  seit  Mitte  1996  allerdings  eine  Aufbewahrungsfrist
 von  20  Jahren  (s.  Anlage  1),  so  dass  auch  dort  vermutlich  keine  Aufzeichnun-
 gen  aus  den  Jahren  vor  1989  vorhanden  sind.  Dies  wird  sich  abschließend  aber
 erst  klären  lassen,  wenn  alle  noch  vorhandenen  Akten  vorliegen  und  ausgewer-
 tet sind.

 2.  War  die  Zweckbindung  der  Zuwendungen  für  diese  Jahre  aus  Sicht  der
 Bundesregierung  klar  geregelt  (z.  B.  in  den  Nebenbestimmungen  der  Zu-
 wendungsbescheide)?

 Grundsätzlich  ist  davon  auszugehen,  dass  auch  von  1967  bis  1992  die  Zweck-
 bindung  der  Bundeszuwendung  –  wie  damals  gemeinhin  üblich  –  in  den
 Zuwendungsbescheiden  oder  in  den  einschlägigen  Finanzstatuten  eindeutig
 festgelegt  war.  Genauere  Angaben  im  Hinblick  auf  die  hier  in  Rede  stehenden
 Zuwendungen  lassen  sich  erst  nach  Sichtung  der  in  Frage  1  bezeichneten  Akten
 machen.

 3.  Falls  innerhalb  der  Antwortfrist  keine  vollständige  Beantwortung  der  ers-
 ten  Frage  möglich  sein  sollte,  welche  Frist  ist  aus  Sicht  der  Bundesregie-
 rung zu ihrer Beantwortung notwendig?

 Eine  Anforderung  der  noch  archivierten  Dokumente  beim  Zwischen-  bzw.
 Bundesarchiv  ist  erfolgt.  Die  Frage  wie  viel  Zeit  eine  Auswertung  der  Akten  in
 Anspruch  nehmen  wird,  hängt  vor  allem  vom  Umfang  des  noch  verfügbaren
 Materials ab und kann daher erst nach Sichtung der Akten beurteilt werden.

 1.  4.Falls  innerhalb  der  Antwortfrist  keine  vollständige  Beantwortung  der
 ersten  Frage  möglich  sein  sollte,  wie  rechtfertigt  die  Bundesregierung,  dass
 sie  auch  17  Jahre,  nachdem  diese  Zuwendungen  geleistet  wurden,  noch
 keinen Überblick hierüber hat?

 Die  Zuwendungen,  die  bis  1995  an  den  ehemaligen  Betreiber  der  Schacht-
 anlage  Asse  erfolgten,  bezogen  sich  auf  den  Betrieb  der  Schachtanlage  Asse
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und  waren  Teil  der  institutionellen  Förderung  der  Gesellschaft  für  Strahlenfor-
 schung  (GSF,  jetzt  HMGU).  Diese  institutionelle  Förderung  wurde  mit  der
 Schließung des Instituts für Tieflagerung (IfT) 1995 eingestellt.

 Im  Rahmen  der  institutionellen  Förderung  hat  die  GSF  jährlich  einen  Wirt-
 schaftsplan  aufgestellt,  der  auch  die  geplanten  Ausgaben  für  die  Schachtanlage
 Asse  enthielt.  Die  tatsächlich  verausgabten  Mittel  für  die  Schachtanlage  Asse
 wurden  im  Jahresabschluss  ausgewiesen  und  unterlagen  der  Prüfung  durch  eine
 unabhängige  Wirtschaftsprüfergesellschaft.  Anschließend  wurde  die  Geschäfts-
 führung  auf  der  Grundlage  des  Testats  der  Wirtschaftsprüfer  im  Hinblick  auf
 das  abgelaufene  Wirtschaftsjahr  entlastet,  der  Vorgang  damit  abgeschlossen
 und zu den Akten verfügt.

 Daher  befinden  sich  auch  diese  Unterlagen  beim  Bundesarchiv;  sie  wurden  be-
 reits  angefordert  Allerdings  ist  auch  hier  aufgrund  der  in  Frage  1  erwähnten
 20- jährigen  Aufbewahrungsfrist  unsicher,  wie  weit  der  Aktenbestand  beim
 Bundesarchiv zurückreicht.

 Von  1993  bis  Ende  2008  wurde  die  Schließung  der  Schachtanlage  durch  das
 BMBF  projektfinanziert.  Für  diesen  Zeitraum  wird  zurzeit  der  Endverwen-
 dungsnachweis  erstellt,  da  mit  Übergang  der  Schachtanlage  Asse  in  den  Ge-
 schäftsbereich  des  Bundesumweltministeriums  die  Förderung  durch  das  BMBF
 am 31. Dezember 2008 endete.

 5.  Wird  das  BMBF  bis  dahin  die  notwendigen  Unterlagen  aus  dem  Bundes-/
 Zwischenarchiv  anfordern,  um  zu  wissen,  welche  Mittel  in  den  Jahren
 1967 bis 1992 von ihm zur Verfügung gestellt wurden?

 Auf die Antwort zu den Fragen 3 und 4 wird verwiesen.

 6.  Welche  der  zwischen  1967  und  1992  zugewiesenen  Mittel  des  BMBF  an
 die  GSF  mit  Zweckbindung  Schachtanlage  Asse  II  verausgabte  die  GSF
 tatsächlich  konkret  für  die  Schachtanlage  Asse  II  (bitte  jahresbezogene
 Darlegung)?

 Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen.

 7.  Liegen  der  Bundesregierung  in  diesem  Zusammenhang  Hinweise  auf  Un-
 klarheiten  bezüglich  der  Mittelverwendung  der  GSF  in  den  Jahren  1967  bis
 2008 vor?

 Falls ja, welche Hinweise?

 Nein

 8.  Verfügt  das  HZM,  das  aktuell  den  umfassenden  Endverwendungsnachweis
 erarbeitet,  bereits  über  die  von  der  GSF  erstellten  Zwischenverwendungs-
 nachweise für den Zeitraum 1967 bis 1992?

 Falls ja, welche Summen werden darin jeweils genannt?

 Grundsätzlich  gilt  es,  wie  bei  der  Antwort  zu  Frage  4  erläutert,  zwischen  der  in-
 stitutionellen  Förderung  und  der  Projektförderung  zu  unterscheiden.  Zwischen-
 verwendungsnachweise  sind  ein  Instrument  der  Projektförderung  und  wurden
 daher  für  die  institutionelle  Förderung  zwischen  1967  und  1995  nicht  erstellt.
 Die  Überprüfung  der  Ausgaben  erfolgte  in  diesem  Fall  nach  dem  in  der  Ant-
 wort zu Frage 4 beschriebenen Verfahren.
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Der  umfassende  Endverwendungsnachweis,  der  zurzeit  vom  Helmholtz  Zen-
 trum München erstellt wird, umfasst den Zeitraum von 1993 bis 2008.

 9.  Wann  haben  GSF/HZM  die  jährlichen  Zwischenverwendungsnachweise
 für den Zeitraum 1993 bis 2008 jeweils erstellt?

 Die  Zwischenverwendungsnachweise  wurden  nach  Abschluss  des  entsprechen-
 den Haushaltsjahres, etwa in der Mitte des Folgejahres erstellt.

 10.  Wie  beurteilt  das  BMBF  die  Belastbarkeit  der  Zwischenverwendungs-
 nachweise für den Zeitraum 1993 bis 2008?

 Die  Bundesregierung  hat  keinen  Anlass  die  Belastbarkeit  der  Zwischenverwen-
 dungsnachweise in Frage zu stellen.

 11.  Wie  beurteilt  das  BMBF  die  Belastbarkeit  der  Zwischenverwendungs-
 nachweise für die Jahre 1967 bis 1992?

 Wurden Sie ebenfalls jährlich erstellt?

 Auf die Antwort zu Frage 8 wird verwiesen.

 12.  Ist  die  Bundesregierung  bereit,  dem  Deutschen  Bundestag  die  Zwischen-
 verwendungsnachweise  zum  Projekt  Asse  zur  Verfügung  zu  stellen  (ggf.
 bitte  der  Antwort  beifügen  oder  nachträglich  an  das  Büro  der  Abgeordne-
 ten Sylvia Kotting-Uhl senden)?

 Falls nein, weshalb nicht?

 Die  Zwischenverwendungsnachweise  für  das  Projekt  „Schließung  der  Schacht-
 anlage  Asse“  der  Jahre  1993  bis  2008  sind  dieser  Antwort  als  Anlagen  2  bis  17
 beigefügt.

 Die  Zuwendungssummen  des  Bundes  finden  sich  rechts  oben  auf  den  Zwi-
 schenverwendungsnachweisen,  wobei  sie  bis  einschließlich  2000  in  DM  ausge-
 wiesen  sind.  Den  Zwischenverwendungsnachweisen  können  daher  folgende
 Summen entnommen werden:

 1993:  2 025 783,43 Euro

 1994:  9 203 253,86 Euro

 1995:  8 890 875,92 Euro

 1996:  11 452 938,14 Euro

 1997:  10 481 483,56 Euro

 1998:  10 225 837,62 Euro

 1999:  11 043 904,63 Euro

 2000:  10 489 583,66 Euro

 2001:  12 117 617,59 Euro

 2002:  13 880 551,99 Euro

 2003:  14 853 000,00 Euro

 2004:  25 900 000,00 Euro

 2005:  28 800 000,00 Euro
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2006:  33 700 000,00 Euro

 2007:  53 668 502,00 Euro

 2008:  60 546 677,29 Euro

 In Summe: 317 279 964,69 Euro

 Die  Angaben  in  der  Antwort  zu  Frage  85  der  Bundestagsdrucksache  16/14032
 waren wie folgt:

 1993:  2,73 Mio. Euro*

 1994:  9,20 Mio. Euro

 1995:  8,89 Mio. Euro

 1996:  11,45 Mio. Euro

 1997:  10,48 Mio. Euro

 1998:  10,26 Mio. Euro*

 1999:  11,20 Mio. Euro*

 2000:  10,57 Mio. Euro*

 2001:  12,17 Mio. Euro*

 2002:  14,22 Mio. Euro*

 2003:  15,18 Mio. Euro*

 2004:  25,90 Mio. Euro

 2005:  28,80 Mio. Euro

 2006:  33,70 Mio. Euro

 2007:  53,67 Mio. Euro

 2008:  60,55 Mio. Euro

 In Summe: 318,97 Mio. Euro

 13.  Wie  erklären  das  BMBF  oder  das  HZM  die  Differenz  zwischen  den  vom
 BMBF  für  die  Asse  zur  Verfügung  gestellten  Mitteln  und  vom  HZM  für
 die Asse verausgabten Mitteln in den Jahren 1998 und 2000?

 Floss  der  nicht  verausgabte  Differenzbetrag  jeweils  an  das  BMBF  zu-
 rück, und falls nein, was geschah damit?

 Die  in  der  Frage  angesprochenen  Differenzen  sind  bei  der  Förderung  von  Groß-
 projekten  üblich.  Bei  der  Durchführung  von  Bauprojekten  unter  Beteiligung
 mehrerer  Fremdfirmen  kommt  es  immer  wieder  zu  Terminversschiebungen,  die
 zu  einer  Differenz  von  verfügbaren  und  verausgabten  Mitteln  führen  kann.  Die-
 ser  Umstand  erklärt  auch  die  von  den  Fragestellern  in  der  Vorbemerkung  an-
 gesprochene  Abweichung  zwischen  den  bei  der  Beantwortung  der  Fragen  84
 und  85  genannten  Summen.  Nicht  verausgabte  Mittel  fließen  grundsätzlich
 zum Ende des jeweiligen Haushaltsjahres in den Bundeshaushalt zurück.

 *  Die  Abweichungen  in  diesen  Jahren  gehen  auf  zusätzlich  zu  dem  Projekt  „Schließung  der  Schachtanlage  Asse“  durchgeführte  Kleinprojekte  zu-

 rück,  wie  zum  Beispiel  „Sonderaufgaben  der  Schließung  der  Schachtanlage  Asse:  Dokumentation  und  Archivierung  von  Forschungs-  und  Ent-

 wicklungsunterlagen“,  „Vorbereitung  der  Versuchseinlagerung  Hochradioaktiver  Abfallsimulate  in  der  Schachtanlage  Asse“  oder  „Planung  zur

 Schließung  der  Schachtanlage  Asse-  hier:  Grundlagenermittlung  und  Vorplanung  zu  Abschnitt  2.2  des  Rahmenbetriebsplans“.  Diese  Projekte

 wurden  bei  der  Beantwortung  der  Frage  85  als  verausgabte  Mittel  mit  angegeben,  da  dort  nach  den  Zuwendungen  für  die  Schachtanlage  Asse  ins-

 gesamt  gefragt  wurde.  Die  für  diese  Projekte  verausgabten  Summen  belaufen  sich  auf  insgesamt  1.699.317,98  Euro,  also  rund  1,7  Mio.  Euro.  Ins-

 gesamt  wird  darauf  hingewiesen,  dass  sich  Abweichungen  im  Tausenderbereich  durch  die  Rundung  auf  die  Zehntausenderstelle  in  der  Antwort

 auf Frage 85 (Bundestagsdrucksache 16/14032) ergeben können.
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14.  Sind  dem  BMBF  weitere  derartige  Differenzen  aus  anderen  Jahren  be-
 kannt, und falls ja, aus welchen Jahren in welcher Höhe?

 Was geschah jeweils mit ihnen?

 Nein
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Anlage 1
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Anlage 2
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Anlage 3
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Anlage 4
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Anlage 5
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Anlage 6
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Anlage 7
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Anlage 8
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Anlage 9
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Anlage 10
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Anlage 11
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Anlage 12
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Anlage 13
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Anlage 14
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Anlage 15
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Anlage 16
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Anlage 17
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